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Formblatt 02.1 – Angaben zum Vergabeverfahren
Dieses Formblatt verbleibt beim Bieter.
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	[bookmark: _Hlk115085271]Vergabenummer:
	ÖA 17-26
	Beschaffungsvorhaben:
	4 Stück neue optische Tische mit Stahlwabenkern
	Leistung:

	Lieferung von vier neuen optischen Tischen inkl. Aufbau und Inbetriebnahme
	Los:
	Gesamtvergabe – ein Los




1. Auftraggeber

Auftraggeber für die ausgeschriebene Leistung ist die Westsächsische Hochschule Zwickau (WHZ).

Die WHZ wird in den Vergabeunterlagen und dessen Anlagen stets als Auftraggeber bezeichnet.

2. Gegenstand der Ausschreibung

Gegenstand dieser Ausschreibung ist die Anschaffung von vier neuen optischen Tischen, inklusive Anlieferung sowie Aufbau und Inbetriebnahme, für den Einsatz in Lehre und Forschung.

3. Verfahrensart

Die Vergabe erfolgt im Wege einer Öffentlichen Ausschreibung gemäß § 3 VOL/A, in der zum Zeitpunkt der Veröffentlichung dieser Ausschreibung geltenden Fassung.

4. Losbildung

Der Auftrag wird nicht in Lose aufgeteilt.
					
5. Vergabeunterlagen

Die Vergabeunterlagen werden kostenlos, vollständig, uneingeschränkt und direkt über die Vergabeplattform https://dtvp.de zum Abruf zur Verfügung gestellt. 

Die vollständigen Vergabeunterlagen sind im Formblatt 09 (Liste einzureichender Unterlagen zur Ausschreibung aufgeführt. Die Bieter haben sich von der Vollständigkeit der ihm überlassenen Unterlagen zu überzeugen. Sollten angegebene Anhänge oder Anlagen fehlen, so obliegt es den Bietern, diese bei der ausschreibenden Stelle unverzüglich anzufordern.

Die Vergabeunterlagen werden Bestandteil des Vertrages.

6. Bieterfragen

Falls sich aus den Vergabeunterlagen oder im Zusammenhang mit der Erarbeitung des Angebots Fragen ergeben, sind diese von den Bietern rechtzeitig bis spätestens 7 Tage vor Ablauf der Angebotsfrist beim Auftraggeber zu stellen. Bei Fragen, die nach Ablauf der vorgenannten Frist eingehen, behält sich der Auftraggeber vor, diese Fragen als nicht mehr rechtzeitig zu behandeln und sie nicht zu beantworten.

Die Bieter haben zudem innerhalb dieser Frist mit entsprechender Begründung auf Verbesserungsvorschläge aufmerksam zu machen, wenn nach ihren Erfahrung Unklarheiten in der Ausschreibung, Unklarheiten in den Bedingungen oder sonstige Bedenken bestehen. Erfolgt diesbezüglich keine Mitteilung, so wird unterstellt, dass für die Bieter keine Unklarheiten oder Bedenken bestehen. Dies hat zur Folge, dass die Bieter später als mögliche Auftragnehmer nicht berechtigt sind, sich auf existierende Unklarheiten in den Vergabeunterlagen zu berufen und aus diesen Ansprüche abzuleiten.

Bieterfragen, Mitteilungen und Verfahrensrügen im Rahmen des Vergabeverfahrens müssen in deutscher Sprache über die Vergabeplattform getätigt werden. Nachrichten auf anderen Kommunikationswegen – wie telefonisch, per Post oder per E-Mail – werden nicht beantwortet.

Sämtliche zusätzliche Informationen zum Verfahren, mögliche Ergänzungen zu den Vergabeunterlagen sowie die Antworten zu den Bieterfragen werden den Bietern ausschließlich auf elektronischem Wege über die Vergabeplattform zugeschickt. Der Erhalt derartiger Bieterinformationen kann eine Registrierung bei der Vergabeplattform voraussetzen. Sofern die Vergabeunterlagen ohne vorherige Registrierung heruntergeladen wurden, erhält das Unternehmen keine automatische Benachrichtigung durch die Vergabeplattform. Das Unternehmen ist dann in der Pflicht, sich selbstständig über Ergänzungen / Änderungen zu den Vergabeunterlagen sowie Antworten zu den Bieterfragen zu informieren. 

Vor diesem Hintergrund wird eine vorherige Registrierung auf der Vergabeplattform https://dtvp.de empfohlen. Die Registrierung ist kostenlos. Bei Fragen in diesem Zusammenhang sind auf der Vergabeplattform Kontaktmöglichkeiten zum Support benannt.

Sämtliche zusätzliche Informationen sind für das Vergabeverfahren bindend und werden Bestandteil der Vergabeunterlagen.

Für die Erstellung eines Angebots muss stets die aktuellste Version der auf der Vergabeplattform eingestellten und vom Bieter abrufbaren Vergabeunterlagen verwendet werden. Die Bieter müssen daher sicherstellen, dass sie regelmäßig und insbesondere unmittelbar vor Abgabe ihres Angebots prüfen, ob zusätzliche Informationen oder Unterlagen zur Verfügung gestellt oder Fragen beantwortet wurden, welche für die Abgabe des Angebots zu beachten sind.

Nachrichten gelten bei nicht registrierten Bietern mit Einstellung auf der Vergabeplattform, bei registrierten Bietern spätestens mit Einstellung auf der Vergabeplattform und Erhalt der von der Vergabeplattform automatisch generierten Benachrichtigungsmail an die vom Bieter hinterlegte Mail-Adresse als zugegangen.

7. Abgabe, Form und Inhalt der Angebote

Die Unternehmen sind berechtigt ein oder mehrere Hauptangebote entsprechend den Anforderungen der Vergabeunterlagen abzugeben. Die Abgabe von Doppelangeboten und Nebenangeboten ist unzulässig. 

Die Abgabe des Angebots hat vollumfänglich sowie ausschließlich elektronisch über die Vergabeplattform https://dtvp.de mit einem eigenen Benutzerkonto zu erfolgen. Hierzu ist eine kostenlose Registrierung auf der Vergabeplattform notwendig. Die Einreichung von Angeboten in anderer Form als über die Plattform – z. B. per Post oder per E-Mail – erfüllen nicht die formellen Anforderungen des Verfahrens und sind daher unzulässig. Dennoch auf diese Weise eingereichte Angebote müssen vom weiteren Verfahren ausgeschlossen werden. Es genügt dabei die Angebote in Textform gemäß § 126b des Bürgerlichen Gesetzbuches einzureichen (Angabe des Namens des Erklärenden); Unterschriften entfallen daher und auch eine digitale Signatur ist nicht erforderlich.

Bei der Angebotsabgabe ist zu berücksichtigen, dass aufgrund einer gegebenenfalls großen Datenmenge eine vollständige Übertragung des Angebotes längere Zeit in Anspruch nimmt oder das technische Probleme beim Hochladen des Angebotes auf die Vergabeplattform zu einer Verspätung der Angebotseinreichung führen. Es ist daher vom Bieter ausreichend Zeit für das Hochladen des Angebots auf der Vergabeplattform einzukalkulieren. Es wird zudem empfohlen, rechtzeitig vor Ablauf der Angebotsfrist die Übermittlung des Angebotes zu testen. Bei technischen Problemen und Fragen in diesem Zusammenhang sind auf der Vergabeplattform weitere Informationen und Kontaktmöglichkeiten zum Support benannt.

Im Angebot ist auf alle in den Vergabeunterlagen aufgeführten Punkte einzugehen. Der Bieter muss dabei sämtliche Vergabeunterlagen beachten, – soweit dies gefordert wird – ausfüllen und an den vorgesehenen Stellen mit Datum, Ort sowie Namen versehen. Die in Nummer 2 des Formblattes 09 (Liste einzureichender Unterlagen) genannten Unterlagen müssen sodann in der geforderten Form sowie Aktualität bei Angebotsabgabe vorgelegt werden.

Es die Pflicht des Bieters für die Vollständigkeit der Angebotsunterlagen zu sorgen. Dies schließt Leserlichkeit, richtige Kennzeichnung und Zuordnung sowie das problemlose Öffnen durch den Auftraggeber mit ein. 

Das Umbenennen der zu Verfügung gestellten Dokumente, insbesondere der Endungen, sollte vermieden werden. Dies kann unter Umständen zur Unlesbarkeit der Dateien nach dem Hochladen und damit zur Ungültigkeit des Angebotes führen.

Ein nochmaliges verschlüsseln oder schützen der Dateien ist nicht nötig. Der Auftraggeber bekommt erst zum Submissionstermin eine Freigabe zum Download, der durch Zeitschloss gesicherten Angebote. 

Die Formulare sollten möglichst nicht ausgedruckt, eingescannt und dann wieder hochgeladen werden, dies vergrößert die Datenmenge und kann zu Problemen beim Upload führen.

Die Angebote sind in allen ihren Bestandteilen in deutscher Sprache zu verfassen. Erforderlichenfalls ist neben dem Original auch eine deutsche Übersetzung der Nachweise und Erklärungen vorzulegen. Hierfür entstehende Kosten sind vom Bieter zu tragen. Der Bieter trägt die Verantwortung für die korrekte Übersetzung der eingereichten Nachweise und Erklärungen. 

Es dürfen keine Änderungen an den Vergabeunterlagen vorgenommen werden. Jede Änderung, wie etwa Streichung, Umformulierung oder Ergänzung, ist unzulässig und führt zum Ausschluss des Angebotes.

Es gelten ausschließlich die Vertragsbedingungen des Auftraggebers. Liefer-, Vertrags-, Geschäfts- oder Zahlungsbedingungen des Bieters haben keine Gültigkeit

8. Bietergemeinschaft

Die Verfahrensteilnahme in gemeinschaftlicher Form (Bietergemeinschaft) ist zulässig. Bietergemeinschaften werden dabei wie Einzelbieter behandelt. 

Die Bietergemeinschaft hat mit ihrem Angebot eine Erklärung aller Mitglieder in Textform abzugeben,
· in der die Bildung einer Arbeitsgemeinschaft im Auftragsfall erklärt ist,
· in der alle Mitglieder aufgeführt sind und der für den Abschluss und die Durchführung des Vertrags bevollmächtigte Vertreter bezeichnet ist,
· in der erklärt ist, dass der bevollmächtigte Vertreter die Mitglieder gegenüber dem Auftraggeber rechtsverbindlich vertritt,
· in der erklärt ist, dass alle Mitglieder als Gesamtschuldner haften.

Die Bietergemeinschaft hat zur Vornahme der vorstehenden Erklärungen das Formblatt 26 (Erklärung der Bietergemeinschaft) zu verwenden

9. Kapazitäten anderer Unternehmen

Können Bieter die gestellten Anforderungen selbst nicht erfüllen, besteht die Möglichkeit Teilleistungen durch Dritte erbringen zu lassen (Nachunternehmen) oder Betriebsmittel, Produktionskapazitäten, Personal und ähnliches von Dritten einzubeziehen (Eignungsleihe). In diesen Fällen müssen die Erklärungen und Nachweise zu Nachunternehmen oder Eignungsleihe (FB 24, FB 25) eingereicht werden. 

Der Bieter hat die Eignung und Leistungsfähigkeit seiner Nachunternehmen entsprechend nachzuweisen sowie sicherzustellen, dass die Nachunternehmen die Leistungen oder Teile davon nicht ihrerseits – ohne vorherige schriftliche Zustimmung des Auftraggebers – weiter vergeben.

Bei der Übertragung von Teilleistungen an Nachunternehmen ist nach Wettbewerbsgesichtspunkten zu verfahren und dem Nachunternehmen insgesamt keine ungünstigeren Bedingungen – insbesondere hinsichtlich der Zahlungsweise und der Sicherheitsleistungen – zu stellen, als sie durch den Auftrag mit dem Auftragnehmer vereinbart werden.

Der Auftragnehmer hat im Falle der Beauftragung von Nachunternehmen die Regeln über die Berücksichtigung mittelständischer Interessen (§ 97 Abs. 4 S. 4 GWB) einzuhalten.

10. Bevorzugte Bewerber

Bieter, die als bevorzugte Bewerber berücksichtigt werden wollen, müssen den Nachweis, dass sie die Voraussetzungen hierfür erfüllen, mit dem Angebot abgeben. Wird der Nachweis nicht rechtzeitig erbracht, so wird das Angebot wie die Angebote nicht bevorzugter Bewerber behandelt. Arbeitsgemeinschaften und andere gemeinschaftliche Bieterunternehmen, denen bevorzugte Bewerber als Mitglieder angehören, haben zusätzlich den Anteil nachzuweisen, den die Leistungen dieser Mitglieder am Gesamtangebot haben. 

11. Leistungsverzeichnis

Die Preisangaben sind unter Verwendung des Formblatts 27 (Leistungsverzeichnis) und des Formblatts 21 (Angebotsschreiben) zu tätigen. Hierbei sind die aufgeführten Preiselemente einzeln und vollständig in der geforderten Form einzutragen. Angebote, für deren Wertung Preisangaben fehlen, können von der Vergabe ausgeschlossen werden.

Die Preise sind in Euro und ohne Umsatzsteuer abzugeben. Sämtliche Preisangaben sind auf zwei Nachkommastellen zu beschränken. Der Auftragnehmer trägt das Preisrisiko hinsichtlich aller Umstände, die zwischen der Abgabe des Angebotes und dem Beginn der Vertragslaufzeit eintreten und in seiner Risikosphäre liegen, insbesondere hinsichtlich aller Umstände, die er bei Angebotsabgabe kannte oder hätte kennen müssen.

12. Preisnachlässe

Preisnachlässe sind zwingend im Formblatt 21 (Angebotsschreiben) einzutragen. Preisnachlässe, welche dort nicht eingetragen wurden oder welche nach der Angebotsfrist gemäß Nummer 15 eingereicht wurden, sind nicht zulässig und können bei der Auftragsvergabe nicht berücksichtigt werden.

13. Änderung, Ergänzung, Rücknahme 

Angebote können bis zum Ablauf der Angebotsfrist zurückgezogen werden. Danach ist der Bieter bis zum Ablauf der Bindefrist an sein Angebot gebunden.

Auch die Abgabe geänderter oder ergänzter Angebote ist nur bis zum Ablauf der Angebotsfrist möglich. Dafür müssen die Bieter das bereits abgegebene Angebot zurückziehen, ein neues Angebot mit den Änderungen oder Ergänzungen erstellen und erneut abgeben. Ergänzte oder geänderte Angebote, die nach Ablauf der Angebotsfrist eingehen, werden nicht berücksichtigt. Ebenfalls nicht zulässig sind Berichtigungen / Ergänzungen per E-Mail oder Fax.

Änderungen des Bieters an seinen eigenen Eintragungen – z.B. Streichungen, Nutzung von Blanko Fluid, Korrekturstiften oder ähnlichem – müssen zweifelsfrei und dokumentenecht vorgenommen werden, d. h. in der Regel mit Datum und Kürzel versehen sein. Nicht eindeutige Änderungen können zum Ausschluss vom Vergabeverfahren führen.





14. Angebotsfrist

Das Angebot, einschließlich aller Unterlagen, muss bis zum 30.10.2026, um 10:00 Uhr (Ablauf der Angebotsfrist) beim Auftraggeber eingegangen sein. Angebote, die nicht bis zum Ende der Angebotsfrist eingegangen sind, können nicht berücksichtigt werden, es sei denn der Bieter weist im Falle des verspäteten Eingangs nach, dass er die Verspätung nicht zu vertreten hat. 

Die Angebotseröffnung findet unverzüglich nach Ablauf der Angebotsfrist unter Ausschluss der Bieter statt. 

15. Bewertungsvorgehen

Es gelten die sich aus den gesetzlichen Bestimmungen und den Vergabeunterlagen ergebenden Anforderungen an das Angebot und den Bieter.

Die Bewertung der Angebote erfolgt in vier Wertungsstufen:
· formelle Prüfung
· Eignungsprüfung
· Prüfung der Angemessenheit der Preise
· Ermittlung des wirtschaftlichsten Angebotes

16. Formelle Prüfung

Zum Zeitpunkt der Angebotsöffnung fehlende, unvollständige oder fehlerhafte Unterlagen können vom Auftraggeber nachgefordert werden. Von dem Nachforderungsrecht wird der Auftraggeber Gebrauch machen, sofern dies nicht an anderer Stelle der Vergabeunterlagen ausgeschlossen ist. 

[bookmark: _Hlk184991839][bookmark: _Hlk184992177]Dazu wird der Auftraggeber fehlende, unvollständige oder fehlerhafte Erklärungen und Nachweise schriftlich bei den betroffenen Bietern anfordern. Die Unterlagen sind dann bis zum Ablauf einer vom Auftraggeber zu bestimmenden Nachfrist – generell sechs Kalendertage – vorzulegen. Erfolgt die Vorlage der Unterlagen nicht oder nicht vollständig innerhalb dieser Frist, wird das betreffende Angebot ausgeschlossen. 

Fehlende, unvollständige oder fehlerhafte Erklärungen und Nachweise werden solchen gleichgestellt, die nicht die geforderte Aktualität aufweisen.

17. Eignungskriterien

Zum Nachweis der Eignung sind vom Bieter die im Formblatt 20 (Eigenerklärung zur Eignung des Bieters) aufgeführten Unterlagen und Erklärungen abzugeben; soweit deutsche Rechtsnormen und Formulare benannt sind, gelten Gleichwertige aus anderen EU-Ländern entsprechend.

Es ist nicht das Standardformular für die einheitliche europäische Eigenerklärung (EEE) vorzulegen. Verpflichtend ist dagegen die Abgabe des Formblatt 20 (Eigenerklärung zur Eignung des Bieters).

Vor der Zuschlagserteilung fordert der Auftraggeber den Bieter, an den er den Auftrag vergeben will, auf, die geforderten Bescheinigungen von Behörden oder Dritten bis zum Ablauf einer vom Auftraggeber zu bestimmenden Nachfrist – generell sechs Kalendertage – beizubringen, sofern der Bieter die Unterlagen nicht bereits vorgelegt hat oder der Auftraggeber bereits im Besitz dieser Unterlagen ist. 

Bietergemeinschaften müssen insgesamt die Eignungskriterien erfüllen.

Geforderte Eignungsnachweise und Angaben (z.B. über das Nichtvorliegen von Ausschlussgründen), die in Form anerkannter Präqualifikationsnachweise vorliegen bzw. erbracht werden können, sind im Rahmen ihres Erklärungsumfangs zulässig, sofern Bieter in einem solchen amtlichen Verzeichnis eingetragen sind oder über eine adäquate Zertifizierung verfügen, die jeweils den Anforderungen des Artikels 64 der Richtlinie 2014/24/EU entspricht (vgl. § 122 Abs. 3 GWB).
18. Zuschlagskriterien

Der Zuschlag wird auf das wirtschaftlichste Angebot erteilt. Zur Bestimmung der Wirtschaftlichkeit werden die im Formblatt 05 (Übersicht der Bewertungskriterien) genannten Kriterien verwendet.

Unter mehreren gleich wirtschaftlichen Angeboten (identische Wertungssumme) entscheidet das Los.

19. Angebotsaufklärung

Bei Bedarf wird mit den Bietern vor Zuschlagserteilung ein Aufklärungsverfahren durchgeführt. Das Aufklärungsverfahren hat den Zweck, eventuelle Zweifel über die Angebote zu beheben. Die Angebotsaufklärung dient dem Auftraggeber zur Verifizierung der angegebenen Leistungsdaten. Verweigert ein Bieter die geforderten Aufklärungen und Angaben, so kann sein Angebot unberücksichtigt bleiben.

20. Bindefrist

Die Bindefrist endet in jedem Fall mit dem rechtswirksamen Zuschlag. 

21. Verschwiegenheitspflicht 

Alle zur Verfügung gestellten Unterlagen und alle im Zusammenhang mit der Ausschreibung bekannt gewordenen Daten des Auftraggebers unterliegen der Vertraulichkeit („vertrauliche Unterlagen / Daten“). Der Bieter hat daher – auch nach Beendigung der Angebotsphase und Nichtzustandekommen des Vertrages – über die vertraulichen Daten des Auftraggebers Verschwiegenheit zu bewahren. Er hat hierzu auch die mit der Erstellung des Angebotes beschäftigten Mitarbeiter zu verpflichten. Die vertraulichen Unterlagen indes sind vom Bieter nur zu dem Zweck der Teilnahme am Vergabeverfahren zu verwenden sowie zu vervielfältigen. 

Eine (auch auszugsweise) Weitergabe der vertraulichen Unterlagen / Daten an Dritte ist nicht gestattet. Unter diese Dritten fallen ausdrücklich und ausschließlich nicht solche Unternehmen / Personen, die der Bieter als Teilnehmer einer Bietergemeinschaft, als Nachauftragnehmer oder als Eignungsverleiher zur Leistungserbringung einzubeziehen beabsichtigt sowie zur Angebotserstellung einbezogene Beratungsdienstleister („berechtigte Dritte“). Vor der Weitergabe der Unterlagen / Daten an die berechtigten Dritten ist von diesen ebenfalls eine Vertraulichkeitserklärung nach der Vorgabe des Auftraggebers einzuholen.

Auch für den Fall, dass Unternehmen sich die Vergabeunterlagen zwar anschauen, nicht aber an der Ausschreibung beteiligen, sind sie verpflichtet, über sämtliche Daten Verschwiegenheit zu wahren und die Unterlagen dauerhaft zu vernichten.

Ein grob fahrlässiger oder vorsätzlicher Verstoß des Bieters gegen die Verschwiegenheitspflicht führt zum Ausschluss vom Verfahren und verpflichtet zudem zum Ersatz aller hieraus erwachsenden Schäden.

22. Datenschutzklausel

Die von den Bietern erbetenen personenbezogenen Angaben werden nur im Rahmen des Vergabeverfahrens verarbeitet und gespeichert. Eine anderweitige Weitergabe an unbeteiligte Dritte findet nicht statt. Die Angaben sind Voraussetzung für die Berücksichtigung des Angebotes

Mit der Abgabe des Angebotes erklärt sich jeder Bieter damit einverstanden, dass nicht berücksichtigten Bietern der Name des erfolgreichen Bieters mitgeteilt wird.






23. Schutzrechte

Der Bieter hat im Rahmen der Angebotsabgabe anzugeben, ob für den Gegenstand des Angebotes gewerbliche Schutzrechte bestehen oder von ihm oder einem anderen beantragt sind. Es hat weiterhin anzugeben, ob es erwägt, Angaben aus seinem Angebot für die Anmeldung eines gewerblichen Schutzrechtes zu verwerten.

24. Kenntlichmachung von Fabrikations-, Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen

Der Bieter wird aufgefordert, die Teile seines Angebotes, die ein Fabrikations-, Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis beinhalten, auf jeder betreffenden Seite deutlich zu kennzeichnen. Geschieht dies nicht, kann im Falle eines Nachprüfungsverfahrens von seiner Zustimmung auf Einsicht durch andere Verfahrensbeteiligte (z. B. andere Bieter) ausgegangen werden.

25. Vergütung 

Für die Abgabe eines Angebotes bzw. die Teilnahme am Vergabeverfahren wird keine Vergütung gewährt. Die Angebote gehen ohne Anspruch auf Vergütung in das Eigentum des Auftraggebers über.

Der Aufwand für die Erstellung des Angebots wird nicht erstattet. Dies gilt auch für den Fall einer rechtmäßigen Aufhebung der Ausschreibung.
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